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l . Verordnungen und Entscheidungen.
L.

Verzeichnung der aus sogenannten rituellen Ehen
stammenden israelitischen Jünglinge in den Stnrm-

roUen , Stellnngslisten , Bescheinigungen rc.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 14 . September

1911 , Zahl 11-3281 , M . Abt . XVI , 10776/11 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 92 ) :

Das k. k. Ministerium sür Landesverteidigung hat mit dem an die
politischen Landesstellen für Galizien und die Bukowina ergangenen , an die
übrigen Landesbehörden abschriftlich zur Kenntnis gebrachten Erlasse vom
19. August 1911 , Nr . XIV 547 , im Einvernehmen mit dem k. und k. Rcichs-
Kriegsministerium Folgendes verfügt : H

„Aus bloß rituellen jüdischen Ehen entstammende JüngAge sind in allen
auf das Ergänzungswesen Bezug habenden Verzeichnissen , Dehelfen rc. (wie
in Sturmrollen , Stellungslisten , Bescheinigungen ) immer mit dkm Familien¬
namen der Mutter  zu verzeichnen , wobei der Zuname des rituellen
Vaters unter Voransctzung des Wortes „fälschlich"  beizufüsgen ist.

Dieselbe Ausdrucksweise ist auf dem Gebiete des ErgMzungswesens in
allen protokollarischen Parteiansuchcn , VernehmungsprotokvlM und an die
Parteien ergehenden Erledigungen anzuwenden.

In zweifelhaften Fällen sind entsprechend eingehende Erhebungen einzu-
lritcn , wobei zunächst der Stand der Trauungsmatrik in Betracht zu
kommen hätte.

Durch derartige Feststellungen darf indes die termingemäße Verzeichnung
der Wehrpflichtigen keine Verzögerung erleiden . Bei Untunlichkeit des recht¬
zeitigen Abschlusses der bezüglichen Erhebungen ist daher in zweifelhaften
Fällen dem Zunamen des vermutlich nur rituellen Vaters anstatt des vor¬
erwähnten Wortes „fälschlich"  der Ausdruck „ang eblich"  vorzusetzen ."

S.

Vorladung unter Androhung von Zwangsmaßregelu
im Falle des Nichterscheinens.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom
18 . Oktober 1911 , Nr . 10749 (M . B . A. 1, 61763 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k.

I . Präsidenten Marquis Bacquehem,  in Gegenwart der Räte des k. k.
Verwaltungsgerichlshofes Freiherrn v. Weiß , Dr . Pantuöck , Dr.
Tczner  und Freiherrn v. Weber,  dann des Schriftführers k. k. Rats-
selretärs Ritter v. Th a a, über die Beschwerde des Dr . A . K. in Wien gegen
die Entscheidung des k. k. Ministeriums des Innern vom 29 . November 1910,
Z . 44922 , betreffend eine Zwangsverfügung , nach der am 16. Oktober 191 l
durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , nach Anhörung des Vor¬
trages des Referenten , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe.

An den Beschwerdeführer ist nach einer am 13 . April 1910 ergangenen,
aber fruchtlosen Vorladung schon am 23 . April 1910 eine Vorladung des
magistratischen Bezirksamtes zum Erscheinen bei diesem Amte unter Androhung
der im 8 9 des kaiserl . Patentes vom 20 . April 1854 , R .-G .-Bl . Nr . 96,
angeführten Folgen ergangen , welcher er gleichfalls nicht Folge leistete. Nach¬
dem eine am 2. Juni 1910 an den Beschwerdeführer ergangene einfache Vor¬
ladung von diesem abermals nicht beachtet worden war , wurde er neuerlich
unter Hinweis auf die angeführte Gesetzesbestimmung am 11 . Juni 1910 für
den 13. desselben Monates vorgeladen . Es handelte sich in allen diesen Fällen
darum , den Beschwerdeführer zur Ausfüllung des Personalnachweises gemäß
Z 9 des Gesetzes vom 6 . Juni 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 90 , betreffend den Land¬
sturm für die im Reichsratc vertretenen Königreiche und Länder , dessen Be¬
folgung im kurzen Wege der Beschwerdeführer verweigert hatte , zu verhalten,
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Da nun der Beschwerdeführer auch am 13 . Juni 1910 der an ihn ergangenen
Vorladung nicht Folge leistete, wurde mit Bescheid des magistratischen Bezirks¬
amtes vom 14 . Juni 1910 über ihn unter Beziehung auf die Bestimmung des
Z 9 des zitierten Patentes eine Geldbuße von 20 L verhängt und gleichzeitig
ihm die zwangsweise Vorführung angedroht . Dem gegen die Verhängung der
Geldbuße ergriffenen Rekurse hat die Statthalterei mit ihrem Erkenntnisse vom
20 . August 1910 keine Folge gegeben , weil der Rekurrent weder der Vorladung
Folge geleistet , noch auch eine Entschuldigung für sein Nichterscheinen rechtzeitig
eingebracht hat.

Durch die angefochtene Entscheidung ist das Erkenntnis der Statthalterei
bestätigt worden.

Der Beschwerdeführer hat erst in seinem Rekurse gegen den Bescheid des
magistratischen Bezirksamtes vom 14. Juni 1910 , welchen er am 18. Juni
1910 überreichte , ausgeführt , daß er durch Krankheit am Erscheinen beim
magistratischen Bezirksamte für den festgesetzten Termin gehindert war und
sodann während der Anhängigkeit seines Mmisterial -Rckurses ein Krankhcits-
zeugnis des ihn behandelnden Arztes vorgelegt , welches bestätigt , daß er am
12 . Juni 1910 an akutem Solarckzem krank und daher nicht in der Lage war,
die Wohnung zu verlassen und einer behördlichen ^Vorladung Folge zu leisten.
Ferner hat der Beschwerdeführer in seinem Ministerial -Rekurse ausgeführt , daß
er die Vorladung am Samstag den 11 . Juni 1910 am Abend erhalten habe
und daß es ihm wegen der in seiner Kanzlei eingehaltenen Sonntagsruhe und
wegen der Notwendigkeit der Verwendung seiner Leute am Montag den 13 . Juni
vormittags bei Gericht unmöglich gewesen sei, seine Entschuldigung vor dem
Termine vorzubringen . Alle diese Emwendungen werden vom Beschwerdeführer
auch in seiner Beschwerde wiederhalt.

Der Verwaltungsgerichtshof hatte zunächst von Amts wegen die Frage
zu erörtern , ob es sich im vorliegenden Falle nicht etwa um eine Polizeistrafe
handle , zu deren Überprüfung er derzeit gemäß 8 48 des Verwaltungs-
gerichlshofgesetzes nicht zuständig sei.

Der Gerichtshof hat diese Frage aus dem doppelten Grunde verneint,
weil es sich bei der Anordnung des Absatzes 4 des zitierten ß 9 um eine
Zwangsmaßregel zur Vollstreckung einer behördlichen Verfügung , um ein
erxekutionsstadium handelt , welches , von dringenden Fällen abgesehen , einzu¬
halten ist, ehe es zu der die Person selbst erfassenden Zwangsvollstreckung
kommt , nicht aber um die Ahndung einer unter Slrassanktion gestellten Gesetzes¬
übertretung . Polizeistrafe und Zwangsstrafe sind aber ihrem Wesen nach ver¬
schieden. Während die Pouzeistrafe keiner behördlichen Androhung bedarf,
sondern von Gesetzes wegen schon mit der strafbaren Handlung oder Unter¬
lassung verwirkt ist, ist die Verhängung der Zwangsstrase nur nach vorher¬
gegangener behördlicher Androhung zulässig . Während die Verhängung der
einmal verwirkten Polizeistrafe nicht dadurch ausgeschlossen wird , dag der
Übertreter , nachdem er sieh Ser Übertretung schuldig gemacht hat , ein gesetz¬
mäßiges Verhalten beobachtet , darf die angedrohle Zwangsstrafe nicht vollstreckt
werden , wenn der von der Androhung Betroffene sich der behördlichen , unter
Androhung der Zwangsstrafe erlassenen Ladung innerhalb der hiefür gesetzten
Frist fügt . Die Polizeistrafbefugnis unterliegt der Verjährung im Sinne der
Verordnung vom 3. April 1855 , R .-G .-Bl . Nr . 61 , die Verhängung der
Zwangsstrase ist solange statlhafl , als der Verzug des zu einer Handlung oder
Unterlassung Verpflichteten soridauert . Auch setzt die Verhängung der Polizei¬
strafe dte Durchführung des Strafverfahrens gemäß der Verordnung vom
5. März 1858 , R .-G .-Bl . Nr . 34 , voraus , während die Androhung und die
Verhängung der Zwangsstrafe keine andere Voraussetzung hat , als eine
Verpflichtung desjenigen , dem sie angedroht wird oder angedroht worden ist.

Aus dem Boden der hier entwickelten Auffassung steht auch das belangte
Ministerium , da es in der Sache selbst erkannt hat , während es bei der Auf¬
fassung der verhängten Strafe als Polizeistrafe im Sinne des 8 3 der Ver-
orbnung vom 21 . Jänner 1860 , R .-G .-Bl . Nr . 31 , den gegen zwei gleich¬
lautende Entscheidungen der beiden unteren Instanzen gerichteten Mmisterial-
rekurs als unzulässig hätte abweisen müssen.

In der Sache selbst ist der Gerichtshof von folgenden Erwägungen
ausgegangen:

Wenn nach der durch die angefochtene Entscheidung bestätigten Auffassung
der Statthaltern für den Beschweroeführer , dem die Vorladung am 11 . Juni
zukam , die Möglichkeit bestanden hat , sich für sein Ausbleiben am 13. Juni
rechtzeitig (nötigenfalls sehrifilich ) zu entschuldigen und wenn die Behörden in
der erst mittels seines Stallhaltereirekurses am 18 . Juni erfolgten Aufklärung
seines Fernbleibens eine die Verhängung der Geldbuße gemäß § 9 des zitierten
Patentes ausschließende Rechlfertlgung nicht zu erblicken vermochten , so kann
von diesen Erwägungen nicht gejagt werden , baß sie auf einem mangelhaften
Verfahren oder aus einer gesetzwidrigen Auffassung beruhen.

Wenn aber der Beschwerdeführer des näheren ausführt , daß im Sinne
des zitierten 8 9 auch eme nach dem Vorladungstermine einlangcnde Recht¬
fertigung des Ausbleibens für die Abweisung der Zwangsstrafe ausreichend
angesehen werden müsse, so erscheint diese 'Auffassung durch die angefochtene
Entscheidung nicht abgelehnt , sofcrne sie nicht mehr besagt , als daß in jenen
Fällen , in welchen die Anbringung der Rechtfertigung noch vor dem Termine
der Vorladung möglich war , die angedrohtc Zwangsstrase nur dann zu ent¬
fallen hat , wenn der Verpflichtete alles getan hat , damit seine Rechtfertigung
der Behörde noch vor dem Termine zukomme . Diese Auffassung stimmt aber
vollständig mit dem Zwecke der kaiserlichen Verordnung vom 20 . April 1854
überein , da sie nach dem Wortlaute ihrer Überschrift erlassen wurde , um An¬
ordnungen bezüglich der Amtsgewalt der politischen und Polizeibehörden in
Vollstreckung von Verfügungen oder Erkenntnissen und in Wahrung des Amts¬
ansehens zu treffen.

Aus allen diesen Gründen mußte die Beschwerde als unbegründet ab-
gcwiesen werden.

».
Koste » der Tätigkeit des Gehilfen -Ausschusses und

der Gehilfen -Bersammluug.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 28 . Ok¬

tober 191l , Nr . 11034 (M . Abt . LVIII , 62/1912 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Berwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Freiherrn v. Haerdtl,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ver-
waltungsgerichtshofcs Frciherrn v. H o ck, S rb , Dr . Binder und Diwald,
dann des Schriftführers k. k. Rats -Sekretärs Ritter v . Thaa,  über die Be¬
schwerde der Genossenschaft der Mechaniker in Wien gegen die Enscheidung des
k. k. Handelsministeriums vom 9. März 1911 , Z . 6948 , betreffend die Tragung
der Kosten der Tätigkeit des Gehilfen -Ausschusses und der Gehilfen -Versammlung
nach der am 28 . Oktober 1911 durchgeführtcn öffentlichen mündlichen Ver¬
handlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der
Ausführungen des Dr . Ernst Khuner,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien,
als Vertreter der Beschwerde und der Gegenausführungen des Vertreters der
belangten Behörde , k. k. Landesregierungs -Sekretärs Heller  und des Ver¬
treters des mitbelangten Gehilfen -Ausschusses der Mechaniker in Wien , Dr . I.
Freundlich,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen . Ein Kostenzuspruch
findet nicht statt.

Entscheidungsgründe.

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde die beschwerdeführende Ge¬
nossenschaft verpflichtet , ihrem Gehrlfen -Ausschuffe unter den Kosten seiner
Tätigkeit in den ersten fünf Monaten des Jahres 1909 auch zu ersetzen den
Betrag von 50 L 40 b an sogenannten Präsenzgeldern von je 1 L 20 b an jedes
Ausschußmitglied für jedesmalige Teilnahme an den Sitzungen des Ausschusses
als Pauschalbetrag für die ihm daraus erwachsenden BarauLlagen für Fahrten,
Sperrgeld und dergleichen , dann den Betrag von 12 L als Entlohnung des
Gehilfenobmannes für die Besorgung der Schreibarbeiten , dann der Versendung
der Wahleinladungen , endlich den ungeschmälerten Betrag von 89 L der Buch¬
druckerrechnung.

In der vorliegenden Beschwerde bestreitet die Genoffenschaft einerseits die
Berechtigung der Forderung von Präsenzgeldern , dann einer Entlohnung der
Arbeiten des Gehilfenobmannes unter Berufung darauf , daß das Gesetz der¬
artige Leistungen aus den Mitteln der Genossenschaft nicht vorsehe , und daß
daher den Vertretern der Gehilfenschaft für die Besorgung ihres Ehrenamtes
derartige Zahlungen nicht geleistet werden dürfen ; die Genossenschaft sei über¬
dies bereu gewesen , die in Rede stehenden Arbeiten selbst durch ihre Kanzlei
zu besorgen , wobei sich keine Kosten ergeben hätten . Anderseits behauptet sie,
der Gehilfen -Ausschuß hätte die Beschaffung der von ihm benötigten Drucksorten
nicht selbst besorgen dürfen , sich vielmehr deshalb an die Genossenschaft wenden
sollen , welche in der Lage gewesen wäre — wie sie in administrativen Verfahren
durch ein (nachträglich eingeholtes ) Offert einer anderen Buchdruckerei nach¬
zuweisen versucht hat — diese Drucksachen um den geringeren Betrag von
69 L 50 b zu beschaffen ; zu einem Ersätze des Mehrbetrages sei die Genossen¬
schaft nicht verpflichtet.

Demgegenüber hat der Verwaltungsgerichtshof erwogen , daß das Gesetz
die Frage , ob den verschiedenen Verwaltungsorganen der Gewerbegenossen¬
schaften eine Vergütung oder Entlohnung für ihre Arbeiten im Interesse der
Genossenschaft zu gewähren sei, offen läßt , solche Entlohnungen also auch nicht ver¬
bietet . Innerhalb der Grenzen , welche durch die Bestimmung des 8 119 o, lit . t
des Gewerbcgesetzes dahin gezogen sind, daß das Vermögen der Genossenschaft und
dessen Erträgnisse nur zuGenossenschaftszwecken verwendet werden dürfen , ist es daher
dem freien Ermessen der Gewerbebehörden anheimgestellt , bei ihren nach 8 127 des
Gewerbegesetzes über innere Genossenschafts -Angelegenheiten zu fällenden Ent¬
scheidungen darüber abzusprechen , ob ein Zuspruch solcher Präsenzgelder , sowie einer
solchen Entlohnung für Schreibarbeiten , wie sie im vorliegenden Falle den Gegen¬
stand des Streites gebildet haben , notwendig war , um dem Gehilfen -Ausschuß die
pflichtgemäße Besorgung der laufenden Angelegenheiten der Gehilfenschaft gemäß
8 120 ä des Gewerbegesetzes zu ermöglichen . Wenn die Behörde im vorliegen¬
den Falle zu der Anschauung gekommen ist, daß diese Zahlungen gerechtfertigt
waren , so kann also in diesem Ausspruche eine Gesetzwidrigkeit nicht erblickt
werden ; die Höhe der Präsenzgelder und des dem Gehilfenobmann zugesprochenen
Betrages für Schreibarbeiten zu überprüfen , war aber dem Gerichtshöfe durch
8 3 lit . e des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 verwehrt.

Wenn die Genvssenschafi gegenüber der Forderung nach Entlohnung der
Schreibarbeiten , sowie jener auf ungeschmälerte Berichtigung der Buchdruckerei¬
rechnung weiters noch einwendet , der Gehilfen -Ausschuß sei nicht befugt
gewesen , diese Arbeiten selbst zu bestellen und selbst zu verfügen , durch wen sie
verrichtet werden sollten , er hätte sich vielmehr an die Genossenschaft wenden
müssen , um von dieser ihre Beistellung zu verlangen , wobei es der Genossen¬
schaft möglich gewesen wäre , die Kanzleiarbeiten durch ihre eigenen An¬
gestellten ohne Kosten , die Buchdruckerarbeiten aber durch einen anderen Unter¬
nehmer billiger besorgen zu lasten , so verkennt sie die Selbständigkeit , die dem
Gehilfen -Ausschuß ihr gegenüber zukommt . Wohl ist dieser bei jenen Genossen¬
schaften , bei denen keine eigene Gehilfenumlage auf Grund der Bestimmungen
der lit . k des 8 120 b des Gewerbegesetzes vom 5 . Februar 1907 , R .-G .-Bl.
Nr . 26 , eingehoben wird , in bezug auf die Beistellung der zu seiner Tätigkeit
erforderlichen Geldmittel auf die Genossenschaft angewiesen ; er ist aber , wie
aus 8 120 ä des Gewerbegesetzes hervorgeht , selbständig in der ihm
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obliegenden Besorgung der laufenden Angelegenheiten der Gehilfenschaft;
daher auch selbständig dort , wo es sich um Angelegenheiten handelt , deren
Besorgung nicht ohne Kosten möglich ist.

Was endlich die Höhe der Buchdruckerrechnung anbelangt , so konnte der
Gerichtshof die Annahme der Behörden , daß diese Kosten als „notwendige
Kosten " anzusehen seien , umsowiger als aktenwidrig oder auf unzureichende
Erhebungen gegründet ansehen , als gegenüber der Behauptung der Genossen¬
schaft, daß sie in der Lage gewesen wäre , Liese Bestellung um mehr als
20 Prozent billiger ausführen zu lassen, die Äußerung der städtischen Buch¬
haltung vorliegt , daß die in Rede stehende, vom Gehilfen -Ausschuß berichtigte
Rechnung nicht als unverhältnismäßig hoch bezeichnet werden könne . Die Be¬
urteilung der Angemessenheit dieser Kosten aber selbst war dem freien Ermessen
der Behörde anheimgegeben.

Aus allen diesen Erwägungen war die Beschwerde als unbegründet
abzuweisen.

4 .
Verlegung des Standortes von Apotheken.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom
2. November 1911 (M . Abt . X , 317/12 ) :

Im Namen Seiner Mchestät des Kaisers!
Der k. k. Berwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Ersten

Präsidenten Marquis Bacqu  ehern , in Gegenwart der Räte des k. k. Ver-
waltungsgerichlshofes , und zwar des k. k. Senatspräsidenten Dr . Ritter v.
P o p c l k a, sowie der k. k. Hofräte M a l n i e, Dr . Schimm , Freiherrn v.
Weiß,  dann des Schriftführers k. k. Hof -Sekretärs Ritter v. Hcnn > g,
Uber die Beschwerde des A . H . in Wien gegen die Entscheidung des k. k.
Ministeriums des Innern vom 21 . November I9l0 , Z . 43736 , betreffend die
Verlegung der Apotheke des E . B . nach der am 2. November 1911 durch-
geführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des
Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Anton
W e s s e l s k^ , Hof - und Gerichts -Advokaten in Wien , und des Beschwerde¬
führers , beide in Vertretung der Beschwerde , dann des k. k. Ministerial-
Sekretärs Dr . M a y r l e b, in Vertretung des belangten Ministeriums , endlich
des mitbeteiligten E . B . in Wien , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe.

Der Beschwerde liegt folgender Sachverhalt zugrunde:
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat dem E . B . die Bewilligung zur

Verlegung seiner Apotheke vom Hause Wien , VIII ., . . . . gaffe 34 , in eines
der zwischen der Ecke der Feldgasse und der Bennogaffe gelegenen Häuser der
Alserstraße erteilt.

Dagegen hat der heutige Beschwerdeführer , welcher eine Apotheke im
IX. Bezirke, Zimmermannsplatz, besitzt, den Rekurs an das Ministerium des
Innern eingebracht . Mit der heute angefochtenen Entscheidung hat das Ministerium
des Innern diesen Rekurs wegen mangelnder Legitimation zur Beschwerdeführung
zurückgewiesen , weil nach K 54 des Apothekengesetzes dem Besitzer einer
Nachbarapotheke eine Parteienstcllung im Verfahren über das Gesuch um
Verlegung einer anderen Avotheke innerhalb des verliehenen Standortes nicht
zukommt.

Dagegen richtet sich die vorliegende Beschwerde zunächst mit der Ein¬
wendung , daß die Rechtsanschauung des Ministeriums unrichtig sei, dem
Nachbarapotheker komme in diesem Verfahren eine Parteienstellung zu, gleich¬
zeitig aber auch wird es als zweifelhaft hingestellt , daß im vorliegenden Falle
bei der Verlegung der ursprünglich festgesetzte Standort auch wirklich eingehalten
worden sei.

Das Erkenntnis des Gerichtshofes beruht auf folgenden Erwägungen:
Bei der Verlegung von bestehenden Apotheken sind einerseits jene Fälle,

in welchen es sich um die Verlegung der Betriebsstätte innerhalb des gemäß
8 9 des Gesetzes im Wege der Konzession bereits festgestellten Standortes
(Rayon ) handelt und anderseits jene Fälle zu unterscheiden , in welchen ein
Lokal außerhalb dieses Standortes gewählt werden würde . Nur auf die Fälle
der ersteren Art bezieht sich die Bestimmung des 8 54 des Gesetzes . Was nun
zunächst die Frage anbelangt , ob in diesen ersteren Fällen nach § 54 bei
Verlegung einer Apotheke innerhalb des festgesetzten Standortes dem Besitzer
einer Nachbarapotheke eine Parteienstellung zukommt , so muß diese Frage auS
folgenden Gründen verneint werden:

Während das Gesetz im 8 48 bei Gesuchen um die Bewilligung zum
Betriebe einer neu zu errichtenden Apotheke die Verlautbarung des Gesuches
vorschreibt , jenen Apothekern , welche die Existenzfähigkeit ihrer Apotheken durch
die Errichtung der neuen Apotheke gefährdet erachten , ein Einspruchsrecht ein-
räumt und denselben dann eventuell gegen die Bewilligung des Gesuches im
8 51 ein weiteres Rekursrecht zugesteht , schreibt der 8 54 bei Gesuchen um
die Verlegung der Apotheke innerhalb des in der Konzession bestimmten Stand¬
ortes (Rayon ) lediglich die Einvernehmung der Standesvertretung , der
Apotheker - und der Ärztekammer vor . Aus der Fassung des 8 54 im Zu¬
sammenhangs mit der Bestimmung des 8 48 ist zu folgern , daß , wenn ein¬
mal der Standort in der Konzession festgesetzt ist, bei späteren Verlegungen
innerhalb des bewilligten Standortes den Nachbarapotheken eine Parteien-
stellung nicht eingeräumt werden wollte ; nur bei der Festsetzung des Stand¬

ortes , an welchem aber durch solche Transferierungen nichts geändert wird,
soll ihnen Gelegenheit gegeben sein, bezüglich der Eignung des Standortes und
der Rückwirkung desselben auf den Bestand ihrer eigenen Apotheken Stellung
zu nehmen . Dies gilt auch dann , wenn es sich, wie im vorliegenden Falle um
die Verlegung einer Apotheke handelt , deren Errichtung noch vor der Erlassung
des neuen Apothekengesetzes jedoch unter Festsetzung eines Standortes (Rayon)
erfolgt ist, denn der 8 9 bestimmt , daß bei Apotheken , welche schon früher
betrieben worden sind , der bisherige Standort aufrecht zu erhalten ist, gestattet
also somit auch diesen älteren Apotheken die Verlegung ihrer Apotheke inner¬
halb des seinerzeit bewilligten Standortes , natürlich unter den Bedingungen,
welche das neue Gesetz vorschreibt . (8 54 ).

Allerdings setzt die Anwendung der Bestimmung des 8 54 voraus , daß
die Verlegung wirklich innerhalb des in der Konzession festgesetzten Stand¬
ortes geschieht. Hiegegen würde die Verlegung einer Apotheke außerhalb des
behördlich bestimmten Standortes der Verleihung einer neuen Konzession gleich¬
zuhalten sein, da nach 8 9 die Konzession immer nur für den Standort gilt.

Die Beschwerde weist nun darauf hin , daß es sich bei solchen Trans¬
ferierungen auch um die Frage handeln könne, ob der festgesetzte Standort ein¬
gehalten ' sei; in dieser Frage aber müssen den Nachbarapothekern Parteien¬
stellung zukommen und deshalb sei es auch geboten , sie im Verfahren über
Transferierungsgesuche nach 8 54 als Parteien zu behandeln , weil ihnen sonst
die Möglichkeit genommen sei, in dieser Frage Stellung zu nehmen und dies¬
bezüglich Einwendungen geltend zu machen . Auch diese Argumentation fand
der Gerichtshof nicht zutreffend . Es ist allerdings der Beschwerde zuzugeben,
daß den Nachbarapotheken in der Frage , ob bei einer solchen Verlegung der
behördlich festgesetzte 'Standort eingehalten wird , Parteienstellung zukommt,
weil bei einer Verlegung außerhalb des Standortes ihre Interessen ebenso in
Frage kommen wie bei der Verleihung einer neuen Konzession und daher den
gleichen Rechtsschutz finden müssen . Allein unrichtig ist es, daß dieser Rechts¬
schutz nur in der Weise gewährt werden kann , daß die Nachbarapotheker dem
Verfahren nach 8 54 beigezogen werden . Es wird vielmehr zunächst Sache der
Prüfung seitens der Behörde sein, ob das neue Betriebslokal innerhalb des
konzessionsmäßigcn Standortes gelegen ist und je nach dem Ergebnisse das
Verfahren nach 8 54 einzuleitcn ist oder nicht . Hiernach , beziehungsweise durch
die ohne seine Mitwirkung erfolate Genehmigung der Transferierung wird
noch keineswegs dem Rechte des Nachbarapothekers präjudiziert , im Wege kon¬
kreter Einwendungen gegen die Anschauung der Behörde die Frage selbständig
zur Entscheidung zu bringen , ob nicht durch die Wahl des neuen Betriebs¬
lokales die konzessionsmäßige Befugnis überschritten werde . Es ist auch nicht
richtig , daß der Naebbarapotheker die Kenntnis des zur Beurteilung dieser
Frage notwendigen Tatbestandes nur durch Beiziehung zu dem nach 8 54
durchzufübrenden Verfahren erlangen könne . Auch wenn ihm der Jnbalt des
Konzessions -Dekretes nicht bekannt sein sollte , kann diese Kenntnis wohl gewiß
in anderer Weise , wie zum Beispiel durch Anfrage bei der Behörde oder bei
der Standesvertretung beschafft werden.

Im vorliegenden Falle hat aber der Beschwerdeführer konkrete Ein¬
wendungen in der Richtung , daß das von E . B . gewählte Lokal außerhalb des
Standortes gelegen sei, nicht erhoben . Er hat vielmehr im Ministerialrekurse
ausdrücklich erklärt , daß er nicht beurteilen könne, ob wirklich durch die Ver¬
legung der festgesetzte Standort nicht überschritten wurde , da er dem Verfabren
nicht beigezogen wurde und ihm die Akten derzeit nicht zugänglich gewesen sind,
und er hat sich für den Fall , als der Standort nicht klar die jetzige Verlegung
beinhalten sollte , diesbezüglich eine besondere Anfechtung Vorbehalten . Übrigens
wurde auch in der hiergerichtlichen Beschwerde nur bemerkt , daß ihm die Sach¬
lage in dieser Beziehung nicht bekannt und zweifelhaft sei und er hat lediglich
den Standpunkt vertreten , daß ihm als Nachbarapotheker im Verfahren nach
8 54 Parteienstellung zukomme und daß er überhaupt zur Einwendung gegen
die Genehmigung der Transferierung vom Standpunkte der Existenzfähigkeit
seiner Apotheke berufen sei. Diese Rechtsanschauung , welche allein den Gegen¬
stand des Streites vor der Administrativbehörde bildete , wurde vom Ministerium
mit Recht verneint.

Die Beschwerde war daher abzuweisen.

5 .
Ergänzung des Verzeichnisses der Unterrichts¬
anstalten , deren Zeugnisse den Befähigungs¬

nachweis für Handelsgewerbe ersetzen.

Statthalterei -Runderlaß vom 8. November 1911 , Z . Ia - 3254,
M . Abt . XVII , 9573/11 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 91 ) :

Das k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht hat mit dem Erlasse
vom 2. Juli 1911 , Z . 26198/XVIII , der z w e i k l a s s i g e n E rz h e..r z o g i n
Maria Annunziata - Handelsschule in Wien  das Öffentlich¬
keitsrecht für das Schuljahr 1910/11 verliehen.

Die Zeugnisse Uber den mit Erfolg zurückgclegten Besuch dieser Handels¬
schule im Schuljahre  1910/11 ersetzen daher gemäß 8 2 der Ministerial-
verordnung vom 13 . August 1907 , R .-G .-Bl . Nr . 198 , den Nachweis der
vorgeschriebcnen Lehrzeit in einem Handelsgewerbe zur Gänze . Es ergeht somit
über Handclsministerialerlaß vom 28 . Oktober 1911 , Z . 25778 , der Aufrrag,
das dem vom Handelsministerium im Einvernehmen mit dem Ministerium für
Kultus und Unterricht ergangenen Erlasse vom 13 . August 1907 , Z . 2499 9
beiliegende Verzeichnis II dementsprechend zu ergänzen.
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«.
Heimatsanspruch von Militärpersonen.

Entscheidung des k. k Verwaltungsgerichtshofes vom
17 . November 1911 , Nr . 11899 (M . A. XI n, 559/12 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der l . k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Voisitze des k. 1 Senats-

Präsidenten Dr . Ritter v. Popelka,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ver¬
waltungsgerichtshofes KruPsk § , Dr . Tezner,  Freiherrn v. W e b e r und
v. Bonsioli - Cavalcabü,  dann des Schriftführers k. k. Hofsekretärs
Rohrer,  Uber die Beschwerde des F . S . in Wien gegen die Ent-
scheidung des k. k. Ministeriums des Innern vom 23 . März 1911 , Z . 6107,
betreffend die Verweigerung der Ausnahme des Genannten in den Wiener
Heimatverband , nach der am 17. November 191 l durchgeführten öffentlichen
mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des
Referenten zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgennesen.

Entscheidungsgründe.

Wie aus den Akten hervorgeht , ist der Beschwerdeführer am 8. März
1892 für den dreijährigen Dienst in der Linie assentiert worden , hat denselben
am 1 . Oktober 1892 angetreten und somit am 1. Oktober 1895 vollendet.
Nach Erfüllung seiner gesetzlichen Liniendienstpflicht iit er freiwillig in aktiver
militärischer Dienstleistung verblieben und hat vom 1. Oktober 1895 bis
30 November 1907 die Stelle seines Unteroffiziers , von da ab, bis zum
26 Jänner 1910 , das ist dem Tage eines Ansuchens um Aufnahme in den
Verband der Gemeinde Wien gemäß 8 2 der Heimatrechtsnoveüe die Stelle
eines Werkmeisters bei dem k. u . k. Monturdcpot in Wien bekleidet . Laut der
Bestätigung der k. u . k. Militärgebäudeverwaltung Nr . 36 für das Montur¬
depot Nr . 4 in Wien vom 23 . Februar 1910 ist der Beschwerdeführer seit
1 . Jänner 1896 bis zum Tage der Ausstellung dieser Bestätigung in diesem
Monlurdepot in Wien wohnhaft gewesen . .

Nachdem die mitbeteiligte Gemeinde Wien das Ansuchen des Beschwerde¬
führers wegen des Mangels der Voraussetzung eines ununterbrochenen , frei¬
willigen Aufenthaltes abgewiesen hatte , gab die k. k. niederöstcrreichlsche Slatt-
halterei mit Entscheidung vom 9 . Dezember 1910 der dagegen gerichteten
Berufung keine Folge , weil Beschwerdeführer als beim k. u . k. Monturdepot
Nr . 4 stehender Werkmeister II . Klasse zu den in Beilage I zum Dienstreglement
für das k. u . k. Heer , I . Teil , Gruppe 9, Punkt 4, angeführten Personen des
k u k Heeres gehöre , mithin zur Zeit der Geltendmachung des Hennatrechts-
anspruches im aktiven Militärdienste stand und daher im Sinne des 8 14 deS
Heimatgesetzes vom Jahre 1863 , dessen Bestimmungen durch dl - Hennatrechts-
novelle nicht berührt worden seien, den Anspruch aus die Aufnahme m den
Wiener Heimatverband auf Grund des ß 2 des letzteren Gesetze- nicht er¬
werben konnte . . ^

Das Ministerium deS Innern hat mit dem angefochtenen Erkenntnisse
diese Entscheidung aus ihren Gründen bestätigt.

Der Gerichtshof hat sich bei seiner Entscheidung von folgenden Er¬
wägungen leiten lassen . .. . .. . . . .

Es ist unbestritten , daß der Beschwerdeführer der militärischen Dienst-
qewalt unterliegt . WaS nun Militärpersonen anbelangt , so bestimmt hinsichtlich
ihrer 8 14 des Heimatrechtsgesetzes , daß sie bezüglich des Heimatrechtes,
welches ihnen bei ihrem Eintritt in den Militärdienst und nach ihrem Aus-
tritt aus demselben zusteht , nach dem gegenwärtigen Gesetze beurteilt werden
Die Bedeutung dieser Gesetzcsstelle ergibt sich durch Vergleichung mit 8 10 des
Heimalrechtsgesetzes und tz 13 der provisorischen Gemeindeordnung vom
17 . März 1849 , R .-G .-Bl . Nr . 170 , und bestimmt sich dahm , daß für diese
Personen das Sonderrecht der Amtsheimat nicht besteht, daß sie vielmehr den
gemeinrechtlichen Bestimmungen des H -imatrechtes unterliegen . Sowie deshalb
der minderjährige Soldat , er mag den Militärdienst kraft der allgemeinen
Wehrpflicht oder kraft freiwilligen Eintrittes in das Heer leisten , während der
ganzen Dauer seiner Minderjährigkeit den Veränderungen des Helmawechtes
seines ehelichen Vaters folgt , so kann auch ein Soldat während seiner Dienst¬
zeit von einer Gemeinde freiwillig in ihren Heimatverband ausgenommen
werden , da ihm vom Gesetze keine Amtsheimal zugewiesen ist. Unterliegen
nun die Militärpersonen den gemeinrechtlichen Bestimmungen des Heimatrechtes,
so ist auch die Frage , inwieweit ihnen die gemeinrechtliche Bestimmung der
Heimatsrechtsnovelle , betreffend die sogenannte heimatrechtliche Ersitzung
zustatten kommt , ganz wie bei Zivilpersonen , die keine Amtsheimat besitzen,
nach den Bestimmungen dieser Novelle zu beantworten . Wenn nun , wie im
vorliegenden Falle , hinsichtlich einer Militärperson die tatsächliche Voraus¬
setzung, daß sie sich nach erlangter Eigenberechtigung durch 10 Jahre ununter-
krochen an demselben Dienstorte aufgehalten hat , ohne der öffentlichen Armen¬
versorgung anheimgefallen zu sein , gegeben sein kann , so hängt in einem
solchen Falle die Entscheidung der Frage , ob sie hiedurch den Aufnahme¬
anspruch gegenüber der Gemeinde des Dienstortes erworben hat , lediglich von
der Frage ab , ob dieser Aufenthalt als ein freiwilliger im Sinne des 8 2
der Heimatrechlsnovelle angesehen werden kann . In diesem Punkte hat nun
der Gerichtshof an jener Rechtsanschauung festgehalten , welche mittelbar in
dem hiergerichtlichen Erkenntnisse vom 29 . Oktober 1907 , Z . 9661 , Nr . 5458 4.
der offiziellen Sammlung , ausgesprochen worden ist, daß der Aufenthalt einer
Person in einer Gemeinde als freiwillig nicht angesehen werden kann , wenn
die Bestätigung ihres Willens in Betreff der Wahl ihres Aufenthaltsortes
durch die autoritative Bestimmung eines Organes der öffentlichen Gewalt

aufgehoben wird . Dieses gilt nun offenbar von den im Militärdienste stehenden
Personen , denen ihr jeweiliger Dienstort durch eine mit den Mitteln der staat¬
lichen Dienstgewalt erzwingbare Weisung der Vorgesetzten Militärbehörde an¬
gewiesen wird . Der Charakter des Aufenthaltes einer Militärperson am Dienst¬
orte als Zwangsaufenthalt wird nun auch dadurch nicht ausgeschlossen , daß
eine Person das Militärdienstverhältnis freiwillig eingegangen oder das
durch die allgemeine Wehrpflicht begründete Dienstverhältnis freiwillig Uber
die gesetzliche Dauer hinaus fortgesetzt hat . Denn Gegenstand der freien Wahl
ist hier nur die Eingehung und Fortsetzung des Dienstverhältnisses , nicht aber
der Dienstort . Was ihren Aufenthaltsort onbelangt , Io begibt sich vielmehr,
wer in das Militärdienstverhältnis freiwillig eintritt oder es freiwillig sort-
setzt, hiedurch der Befugnis , während der Dauer des Dienstverhältnisses seinen
Aufenthalt frei zu wählen und unterwirft sich in diesem Punkte dem erzwing¬
baren Dienstbefehlc der Vorgesetzten Militärbehörden.

7 .

Höhere Handelsschule (Handelsakademie ) in Karolinen-
thal ; Ersatz des Befähigungsnachweises für Handels¬

gewerbe.
Statthalterei -Runderlaß vom l . Dezember 1911 , Z . In -3254,

M . Abt - XVII , 10183/1911 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 2) :

Da das k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht mit dem Erlasse
vom 8 . Oktober 1911 , Z . 15321/1911 , der höheren Handelsschule (Handels¬
akademie ) in Karolinenthal das Öffentlichkeitsrecht verliehen hat , gehört diese
Anstalt nunmehr zu jenen Handelsschulen , deren Abgangszeugnisse gemäß 8 3
der Minisierial -Verordnung vom 13 . August 1907 , Ä .-G .-Bl . Nr . 198 , den
Nachweis der vorgeschriebenen Lehrzeit in einem Handelsgewerbe zur Gänze
ersetzen und überdies auch die in 8 18 a, Abs. 2, des Gesetzes vom 5 . Fe¬
bruar 1907 , R .-G .-Bl . Nr . 26 , vorgesehene , mindestens zweijährige Dienstzeit
in einem Handelsgewerbe auf ein Jahr herabmindern.

Es ergeht somit über Handelsministerial -Erlaß , Z . 41445/ ? , vom
31 . Oktober 1911 , der Auftrag , daß dem vom Handelsministerium im Ein¬
vernehmen mit dem Ministerium für Kultus und Unterricht ergangenen Er¬
lasse vom 13 . August 1907 , Z . 24999 , beigelegene Verzeichnis  III
durch Beifügung der Handelsakademie in Karolrnenthal  zu
ergänzen.

8 .
Matrikenauszüge

ans Ländern außerhalb der Matrikenkonvention.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 13 . Dezember

1911 , Z . XVII 5363 , M . Abt . XVI , 14481/1911 (Normalien¬
blatt des Magistrates Nr . 3) :

Seitens eines k. und k. österr .-ungar . Konsularamtes in Rußland wurde
die Aufmerksamkeit des k. k. Ministeriums des Innern auf den Umstand ge¬
lenkt daß die von den k. und k. Konsularämtern aus Anlaß von Paßamts -
Handlungen an die zuständigen h. l . politischen Behörden I . Instanz zur Vor¬
merkung übersendeten Geburtsscheine der im Auslande geborenen Kinder öster¬
reichischer Staatsbürger seitens der letzterwähnten Behörden in der Regel nach
Einsichtnahme ohne weitere Veranlassunq dem Konsulate zurückgestellt werden.

Da es geboten erscheint , daß die aus dem Auslande einlangenden
Matrikenauszüge über Zivilstandesfälle , welche sich hinsichtlich österreichischer
Staatsangehöriger im Auslande ergeben haben , für Zwecke der h. l. Verwaltung
— vor allem behufs Heranziehung der im Auslande sich aufhaltenden Stel-
lungspslichtigen zur Erfüllung dieser Pflicht - verwertet werden hat das k. k-
Ministerium des Innern mit dem Erlasse vom 16 . November 1911 , Z . 28908,
angeordnet , daß sein Erlaß vom 12 . August 1928 , Z . 5303 , h . ä . Erlaß vom
16 . September 1898 , Norm . S . Nr . 2457 , welcher die Gebarung mit den in
Ausführung der Matrikenaustausch - Konventionen einlangenden Matriken-
auszüqen regelt , auch auf die gelegentlich aus einem Lande , mit welchem eine
solche Konvention nicht abgeschloffen wurde , einlangenden Matrikenscheine sinn¬
gemäß anzuwenden sei. .

Hinsichtlich eines solchen Matrikenscheines ist somit ebenfalls seitens der
politischen Bezirksbehörde die Heimatsgemeinde der betreffenden Person festzu¬
stellen und dieser Gemeinde von dem betreffenden Zivilstandesfalle Mitteilung
zu machen . Die Geburtsscheine sind , wie dies im Punkt 2 des zit . Erlasses an¬
geordnet wurde , seitens der politischen Bezirksbehörde zu indizieren , mit dem
Vermerke .über die erforschte Heimatsgemeinde zu versehen und der Sammlung

" " ^ Falls der betreffende Matrikenschein der Behörde nicht verbleibt , ist diese
Amtshandlung mit einer anzufertigenden Abschrift vorzunehmen . Auf Matriken-
schcinen welche von den k. und k. Vertretungsbehörden im Auslande em-
gclanqt ' sind und denselben wieder zurückgestellt werden , ist die Vornahme der
hiemit angeordneten Amtshandlung durch einen entsprechenden Vermerk zum
Ausdrucke zu bringen.
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Hinsichtlich eventuell eingelangter Totenscheine österreichischer Staats¬
angehöriger sind die Anordnungen der Punkte 3 und 4 , hinsichtlich der Legiti-
malionsniitteilungen jene des Punktes 5 des zitierten Erlasses sinngemäß zu
befolgen.

«.
Instruktiv » für den Dienstverkehr der politischen nnd
l . f. Polizei -Behörden mit Behörden und Parteien

im Auslande . Normale.

Zirkularerlaß des k. k. n .-ö. Statthalterei -Präsidiums vom
14 . Dezember 1911 , Z . 1639/6 , M . D . 4616/11 (Normalien-
dlatt des Magistrates Nr . 96 ) :

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 9. Dezember 1911
>1 11705/M I ., wurde seitens des k. und k. Ministeriums des Äußern mit-
qeteilt daß der probeweise eingeführte Depeschenkastenverkehr mit Berlin und
Dresden wieder aufgehoben und mit 22 . November 1911 der frühere Kurier-
valisenverkehr reaktiviert wird.

Es können daher von diesem Termine angefangen , Einschlüsse für die
k. und k. Missionen in den genannten Orten vom k. und k. Ministerium des
Äußern in demselben Ausmaße wie früher wieder zur Beförderung über¬
nommen werden.

1«.

Verleihung des Charakters der Öffentlichkeit an das
Krankenhaus der Gemeinde Felsöör in Ungarn

Note des k. ung . Ministers des Innern vom 15 . Dezember
1911 , Z . 180837/VII (M . Abt . XVIII , 13/12 ) :

Es wird mitgeteit , daß das in der Gemeinde Felsöör im Komitate Vas
erbaute Krankenhaus mit dem Öffentlichkeitscharakter bekleidet wurde und die
Verpflegsgebühr für die Zeit vom 21 . Oktober 1911 , das ist vom Eröffnungs¬
tage bis 31 . Dezember 1912 , mit 1 X 80 ü festgestellt wurde.

IS.
Berichterstattung über Spiritnosenraffinerien an die

k. k u .-ö. Statthalterei.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 18. Dezember

1911 , Z . Ia -3880 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 4) :
In den gegenwärtigen Verhältnissen der Spiritusindustrie ist es für das

Handelsministerium von Wichtigkeit , über Projekte der Errichtung neuer oder
einer bedeutenden Erweiterung bestehender Spiritusraffinerien rechtzeitig unter¬
richtet zu werden.

Es ist daher in allen Fällen , in welchen Gesuche um die gewerbcbehörd-
liche Genehmigung für die Errichtung neuer Spiritusraffmericn oder für eine
wesentliche Änderung oder Erweiterung bestehender solcher Raffinerien zur
Amtshandlung gelangen , hievon laut Ministerialerlasses vom 12 . Dezember
1911 , Z . 40691 , ungesäumt die Anzeige hieher zu erstatten und es ist ferner
auch von allen derzeit bei den Gewcrbcbehörden I . Instanz anhängigen Ver¬
handlungen über Projekte der bezeichnten Art behufs Berichterstattung an das
Handelsministerium anher Mitteilung zu machen.

14 .
Erhöhung der Verpflegsgebühren in de» Landes-

Anstalten Mauer Ohling und Pbbs.
Laut Zuschrift des Landes -Ausschuffes des Erzherzogtums Österreich

unter der Enns vom 18 . Dezember 1911 , Z . 8278 , XXVII -43 I/a/il
(M . Abt . XVIII , 8019/11 ), hat derselbe beschlossen, die Verpflegsgebühren für
in der Kaiser Franz Josef -Landes -Heil - und Pflegeanstalt Mauer -Öhling , sowie
der dazugehörigen n .-ö. Landes -Pflegeanstalt Ybbs ab 1. Jänner 1912 , und
zwar gleichmäßig für Geisteskranke und Geistessieche, wie folgt , zu erhöhen:

I . Mauer -Öhling:
Für Pfleglinge I . Klaffe von 8 X auf 10 X.
Für Pfleglinge III . Klasse von 2 X auf 2 X 10 ü.

II . Ybbs:

Für Pfleglinge III . Klaffe von 2 X auf 2 X 10 ü.

11 .
Verkehrsregelung in der Hanbenbiglftraße im

AIX . Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 16 . Dezember

1911 , M . Abt . IV, 3981:
Auf Grund der U 46 , Punkt 3 , und 100 des Landesgcsetzes vom

24 März 1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17 (Wiener Gemcindestatut ), wird die
Durchfahrt durch die Haubenbiglsiraße im XIX . Bezirke für >Fuhrwerk aller Art
in der Richtung von der Hohen Warte zur Wallmodengasse verboten.

Übertretungen dieser Anordnung werden auf Grund der 88 100 und 101
des obcrwähnten Landesgesetzes mit Geld bis zu 400 X oder Arrest bis zu
14 Tagen bestraft.

12 .
Warenvertrieb nach dem Schneeballensystem.
Statthalterei -Runderlaß vom 18 . Dezember 1911 , Z . I s-2663,

M . Abt . XVII , 10578/1911 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 98 ):

Mit dem Erlasse vom II . Mai 1911 , Z . 16021 , hat das Handels¬
ministerium den Warenvertrieb nach dem sogenannten Schneeballensysteme
Block-, Lawinen -, Hydra -, Gellasysteme ) als mit den Vorschriften der Gewerbe¬

ordnung (8 59 ) nicht vereinbar , daher als gesetzwidrig erklärt und die Hmt-
anhaltung, ' sowie die strengste Bestrafung jeder derartigen Übertretung der
Gewerbeordnung aufgetragen.

Behufs Sicherung des Erfolges bei Vollziehung dieser Anordnung hat
sich das Handelsministerium als oberste Gcwerbebehörde in Handhabung der
W 59 und 152 Gew .-Ordq . mir dem Erlasse vom 6. Dezember 1911 , Z . 17822,
bestimmt gefunden , den Eintritt und die Verbreitung von Ankündigungen,
Kuponbögen und allen anderen auf den Warenvertrieb nach dem erwähnten
Systeme bezughabenden Gegenständen , in den im Reichsrate vertretenen König¬
reichen und Ländern zu verbieten.

Die zur Durchführung dieses Verbotes erforderlichen postalischen und
sonstigen Verfügungen wnrden bereits getroffen.

IS.
Verbot der Verwendung von Methylalkohol zu

genuh - und kosmetischen Zwecken.
Runderlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 21 . Dezember

1911 , Z . XI -5413 (M . Abt . IX , 47/1912 ) :
Die wiederholt im Auslande vorgekommenen Bergiftungsfälle durch den

Genuß von Methylalkohol (Holzgeist ) veranlaßt das Ministerium des Innern,
die Aufmerksamkeit auf die Gefahren zu lenken , die mit der Verwendung dieses
Alkoholes zu Genußzwecken verbunden sind.

Nach dem Gutachten des Obersten Sanitätsrates ist Methylalkohol ein
äußerst gefährliches Gift , welches in größeren Mengen genossen den Tod , in
geringeren Mengen schwere Vergiftungserscheinungen , wie heftigen Kopfschmerz,
Schwindel , Erbrechen , Lähmung der Beine und der Atmung , Bewußtlosigkeit rc.
hervorruft . ,

Angesichts der eminenten Gesundheitsschädlichkeit des Methylalkoholes er¬
scheint derselbe als Genußmiltel in jeder Form , insbesondere als Versetzungs¬
mittel zu anderen Getränken oder als Konservierungsmittel völlig ungeeignet.
Auch eine Beimengung des Methylalkoholes zu kosmetischen Präparaten erscheint
unzulässig . ^ .

Zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 8 . Dezember
191l , Z . 10812 «r 1910 , werden die mit der Handhabung der Lebensmittel¬
und Gesundheitspolizei betrauten Behörden und Organe ausgefordert , der Ver¬
wendung von Methylalkohol zu Genußzwecken ein besonderes Augenmerk zuzu-
wendcn und jeden derartigen Fall als ein nach A 14 , beziehungsweise 8 18
des Lebensmittelgesetzes zu ahndenden Vorgehen den Gerichten zur Anzeige zu
bringen.

1«.
Warnung vor der Auswanderung nach Florida.

Mit Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 23 . De¬

zember 1911 , Z . IX -4102 (M . D . 4733 ) wurde über Weisung
des Handelsministeriums vom 12 . Dezember 1911 , Z . 15852,
die Publizierung nachstehender Information angeordnet:

Hinsichtlich der für eine Auswanderung nach dem Staate Florida ^Ver-
einigte Staaten von Amerika ) in Betracht kommenden wirtschaftlichen Ver-
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hältnissc dieses Staates wird darauf aufmerksam gemacht , daß sich West¬
florida infolge seines häufig sandigen , trockenen , teilweise von Tonschichten
durchzogenen Bodens , dessen Bearbeitung große Mühe und reichliche Düngung
erfordert , nur wenig für Zwecke des Ackerbaues eignet . Die wenigen dort
vorhandenen Industrien sind in den Händen der eingeborenen Bevölkerung und
bieten kaum diesen genügende Beschäftigung . Wenngleich sich die wirtschaftlichen
Verhältnisse in Ostflorida im allgemeinen etwas günstiger darstellen , sind doch
die unseren Auswanderern im Staate Florida überhaupt sich bietenden Vor¬
teile und die Existenzmöglichkeiten dortselbs! nur gering.

17 .

Beförderung von Lasten und Wagen im Gesamt¬
gewichte von mehr als IO .ONV

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 30 . Dezember
1911 , M . Abt . IV , 4312:

Auf Grund der 8§ 46 , Punkt 3 , und 100 des Gesetzes vom 24 . März
1900 , L.-G .- und V -Bl . Nr . 17 (Wiener Gemeindestatut ) werden im Ein¬
vernehmen mit der k. k. Polizei -Direktion folgende Anordnungen erlaffen:

Die öffentlichen Straßen , Gassen , Plätze und Wege im Gemeindegebiete
von Wien dürfen mit Lokomobilen , Straßenwalzen und Wagen , deren Ge¬
wicht einschließlich der Ladung mehr als 10 Tonnen (10 .000 l-s ) beträgt , nur
unter Einhaltung des vom Magistrate im Einvernehmen mii der k. k. Polizei-
Direktion bestimmten Fahrtweges und unter genauer Befolgung der von
diesen Behörden ; im einzelnen Falle bekanntzugebenden Vorschriften befahren
werden.

Den Weisungen der jeder einzelnen Beförderung vom Magistrate auf
Kosten der Partei beigegebenen Begleitpersonen ist während der Fahrt genau
Folge zu leisten.

Um Bekanntgabe des Fahrtweges und der Vorschriften ist beim Wiener
Magistrate , Abteilung IV , unter Angabe des Gewichtes , des Ausgangspunktes
und des Fahrtzieles mindestens 48 Stunden vor Durchführung derbetrefsendcn
Beförderung anzusuchen.

Übertretungen dieser Anordnung werden auf Grund der 100 und
101 des obenerwähnten Landesgesetzes mit Geld bis zu 400 X und mit Arrest
bis zu 14 Tagen bestraft.

n. Normativliestiminungen.
Zemeindei al:

18 .

Regelung der Bezüge der städtischen Beamten und
Diener.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 20 . De¬
zember 1911 , M . D . 2094/11 und 3940/11 (Normalienblatt

Rangklasse Gehalt Quarticrgcld Fun tionszulage

IX . (bisher VI .) . .

VIII . (bisher V.) .

VII . (bisher IV .) .

Vl . (bisher III .) . .

V . (bisher II .) . .

IV . (bisher I ) . .

3 .000 X
3 .200 X
3 .400 X

3 .600 X
4,000 X
4 .400 X
4.890 X

4 .800 X
5.400 X
6 .000 X
6.600 X

6.400 X
7 .200 X
8 .000 X

10 .000 X
12 .000 X
14 .000 X

14 .000 X
16 .000 X

1.500 X

1.900 X

2 .200 X

2 .500 X

3 .000 X

6.000 X

3. Das vorstehende Bezugsschema hat , und zwar ebenfalls rückwirkend
vom 1. Mai 1911 an auch auf jene städtischen Beamten Anwendung zu finden,
welchen Bezüge bestimmter Rangklassen ohne Einreihung in diese Rangklaffen
selbst zuerkannt sind.

4 . Diese erhöhten Bezüge gebühren übrigens nur jenen städtischen Beamten,
welche den vom Gemeinderate zur Pr . Z . 18744/11 festgesetzten Abänderungen
der Pensionsvorschriften und der Dienstpragmatik zustimmen . Als diese Zu¬
stimmungserklärung gilt die Annahme des für 1911 auf Grund des vorstehen¬
den Bezugsschemas zur Ausbezahlung gelangenden Bezugsnachtrages.

5. Die vorstehenden Bestimmungen haben auf jene städtischen Beamten
welche am Tage dieses Gemeinderats -Beschluffes bereits in den Ruhestand
versetzt sind , keine Anwendung.

6. Das sich nach diesen Bestimmungen für das laufende Jahr ergebende
Mehrerfordernis im Betrage von ungefähr 520 .000 X ist auf die Kaffen-
bestände zu verweisen ."

In derselben Sitzung hat der Gemeinderat zur Pr . Z . 18742 auch noch
den weiteren Beschluß gefaßt:

„1 . Die Bezüge der städtischen Amts -, Schul -, Markt - und Schlacht¬
hausdiener , Mahnboten , Marktgebühreneinhebcr , Aufseher im Asyl - und Werk¬
hause und Zeugwarte der städtischen Sammlungen werden bei vierjährigen Vor -
rückungsfristen innerhalb jeder der beiden bestehenden Bezugsklaffen , rück¬
wirkend ab I . Mai 1911 , in nachstehender Weise festgesetzt:

des Magistrates Nr . 95 ) :
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 19. Dezember 1911 zur

Pr . Z . 18200 nachfolgenden Beschluß gefaßt:
„I . An Stelle der gegenwärtigen Bezeichnung der Rangklassen der städtischen

Beamten mit den römischen Ziffern VIII bis I hat die den Rangklaffenschemen
der n .-ö. Landesbeamten und der Staatsbeamten entsprechende Bezeichnung
durch die römischen Ziffern XI bis IV zu treten.

2 . Das Bezugsschema der in diese Rangklaffen eingereihten städtischen
Beamten wird unter Beibehaltung der bestehenden Vor¬
rückungsfristen  rückwirkend vom 1. Mai 1911 an in der nachfolgenden ^
Weise festgesetzt :

Rangklaffe

XI . (bisher VIII .)

X . (bisher VII .) . .

Gehalt

1 .800 X
2.000 X
2.200 X

2.400 X
2 .600 X
2.800 X

luartiergeld

1.000 X

1.200 X

Funktionszulage

Bezugsklasse

II.

I.

Gehalt

1200 X
1300 X
1400 X
1500 X
1700 X
1800 X
1900 X
2000 X

Quartiergeld

700 X

800 X

2. Diese Bezüge gebühren , und zwar ebenfalls ab I . Mai 1911 , auch
jenen städtischen Bediensteten , welchen die Bezüge einer bestimmten Bezugsklaffe
ohne Einreihung in diese selbst zuerkannt sind.

3 . Diese erhöhten Bezüge gelten übrigens nur für jene städtischen Be¬
diensteten , welche den vom Gemeinderate zur Pr .-Z . 18744/11 festgesetzten Ab¬
änderungen der Pensionsvorschriften und der Dienstpragmatik zustimmen . Als
diese Zustimmungserklärung wird die Annahme des für 1911 auf Grund des
vorstehenden Bezugsschemas zur Ausbezahlung gelangenden Bezugsnachtrages
angesehen.

4 . Die vorstehenden Bestimmungen haben auf jene städtischen Be¬
diensteten , welche am Tage dieses Beschlusses bereits in den Ruhestand versetzt
sind, keine Anwendung.

5 . Das sich nach diesem Bezugsschema für das laufende Jahr ergebende
Mehrerforderuis in der Höhe von 85 .900 X ist auf die Kaffenbestände zu ver¬
weisen ."
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Die Durchführung dieser beiden Beschlüsse hat , soweit es sich nicht um
die neugeschaffenen Gehaltsstufen der Diener handelt , von amtswegen,  und
zwar ressortmäßig  zu erfolgen , also beispielsweise rücksichtlich der
Exekutionsamtsangestelltcn durch die Magistratsabteiluug XIX , rücksichtlich der
Marktamtsangestelllen durch die Magistratsabteilung IX u . s. w ., wobei die
Herren Direktoren der Sachverständigen - und Hilfsämter zur entsprechenden
Mitwirkung heranzuziehen find.

Zum Zwecke dieser Durchführung haben sich die Herren Personalreferenten
vor allem eines Verzeichnisses des beiliegenden Musters , das beispielsweise zum
Teile ausgefüllt wurde , zu bedienen und zwar in der Art , daß für sämtliche
Beamte einer  Rangklasse desselben Status , beziehungsweise für sämtliche Be¬
dienstete einer  Bezugsklasse desselben  Status jeein  Formular ver¬
wendet wird . Dieses Formular ist seitens des betreffenden Personalreferenten
in den Rubriken 1 bis 8 entsprechend auszusüllen , wobei die Angestellten und
Bediensteten in der Reihenfolge ihres Ranges zu ordnen sind ; in der Rubrik 2
ist auch der gegenwärtige Dienstort anzusührcn.

Die Ausfüllung hat in der Weise zu erfolgen , daß in der Rubrik „ alt"
einzig und allein nur die zuletzt vor  den beiden eingangs berufenen
Gemeinderatsbeschlüssen in der betreffenden Rangklasse
systemmäßig genossenen Jahresbezüge  einzusetzen sind , also auch in
jenen Fällen , in welchen die betreffenden Beamten oder Diener seit 1. Mai 1911
in höhere Gehaltsstufen gelangt sind . In den letzteren Fällen wird es Sache
der Stadtbuchhaltung sein, in der Rubrik „Anmerkung " die hinsichtlich der
Höhe des Gehaltes und hinsichtlich der Termine eingetretenen Änderungen
entsprechend zu verzeichnen.

Hinsichtlich der seit 1. Mai 1911 beförderten Angestellten und Be¬
diensteten sind zwei Spalten in Verwendung zu nehmen , und zwar die erste
Spalte rücksichtlich der Rangklaffen (Bezugsklassen ), welche die Angestellten
(Bediensteten ) a m l . Mai einnahmen , und die nächstfolgende Spalte rück¬
sichtlich der Rangsklasse (Bezugsklasse ), in welche sie nach dem 1. Mai durch
Beförderung gelangten und in denen sie sich gegenwärtig noch befinden.

Die Zeiträume , für welche die eingetragenen Bezüge gelten , werden
abermals seitens der Stadtbuchhaltung in der Rubrik „ Anmerkung " bezeichnet
werden.

Hinsichtlich der mit Naturalwohnungen bedachten Beamten und Diener
ist nicht bloß die Quarticrgeldquote einzusetzcn , sondern auch die Rubrik
„Quartiergeld " auszufüllen , und zwar in der Weise , daß in dieser Rubrik der
Genuß der Naturalwohnung durch die Buchstaben V " vermerkt und der
Wert derselben mit drei Viertel des bezüglichen systemmäßigen Quartiergelder
angegeben wird.

Ich bemerke hiezu noch, daß die nach dem 1. Mai 1911 beförderten
Angestellten und Bediensteten selbstverständlich — wie die übrigen Beamten
und Diener — nur in ein Verzeichnis aufzunehmen sind, und zwar in
jenes , welches ihren gegenwärtigen Rangklaffen entspricht.

Die derart vorbereiteten Formulare sind sohin im kurzen Wege der
Stadtbuchhaltung zu übermitteln , welche dieselben nach Überprüfung , eventuell
Richtigstellung und Ergänzung sowie vollständiger Ausfüllung an die Herren
Personalreferenten zurücksendet , worauf von diesen unter Verwendung von
Drucksorten des zweifach angeschlossenen Musters die Enderledigung und
Expedition zu erfolgen hat . Über die Art und Weise der Enderledigung wollen
die beiliegenden Muster Aufklärung geben.

Ich mache besonders darauf aufmerksam , daß durch die Erhöhung der
Qnartiergelder sich auch die Quartiergeldquoten der mit Naturalwohnungen
versehenen Beamten und Diener erhöht haben und daß die Anweisung der
höheren Quartiergeldquoten ebenfalls von amtswegen und ressortmäßig unter
Benützung der beiden erwähnten Drucksorten zu erfolgen hat.

Die beiden Drucksorten , welche von der Magistrats -Direktion aufgelegt
wurden , sind in entsprechender Anzahl im gemeinsamen Magistrats -Expedite zu
beheben.

Was die neugeschaffenen 3 Gehaltsstufen der Diener betrifft , so hat die
Anweisung des bezüglichen höheren Gehaltes auch für die diesbezüglich bereits
anspruchsberechtigten Diener in der sonst üblichen Weise über Ansuchen und
nicht von amtswegen zu erfolgen.

Hievon mache ich zur Kenntnisnahme , beziehungsweise Darnachachtung
mit dem ausdrücklichen Ersuchen Mitteilung , daß die Herren Amtsvorstände
die ihnen zugewiesenen Beamten und Bediensteten , soweit dieselben von den
beiden Gemeinderatsbeschlüffen betroffen sind, von dem Inhalte dieser letzteren
verständigen.

IS.
Regelung der Bezüge der Kanzlisten.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 30 . De¬
zember 1911 , M . D . 2360 ex 1911 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 97 ) :

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 19 . Dezember 1911 , zur
Zahl 18261 , unter anderem folgende Beschlüsse gefaßt:

I . Die Bezüge der Kanzlisten werden festgesetzt wie folgt : für Kanzlisten
II . Klaffe ein Monatsbezug von HO X und ein Mietzinsbeitrag von 240 X;
nach 3 in dieser Eigenschaft nnnnterbrochen in vollkommen zufriedenstellender
Weise zugebrachten Dienstjahren ein Monatsbezug von 125 X und ein Miet¬
zinsbeitrag von 390 X.

Für Kanzlisten I . Klasse ein Monatsbezug von 140 X und ein Mietzins¬
beitrag von 480 X ; nach je 4 in dieser Eigenschaft ununterbrochen in voll¬
kommen zufriedenstellender Weise zugebrachten Dienstjahren ein Monatsbezug
von 155 X , beziehungsweise 170 X , 185 X , 200 X und 210 X und ein
Mietzinsbeitrag von 600 X , beziehungsweise 720 X , 840 X , 960 X und
1080 X.

II . Die Bestimmung des ß 12 des Kanzlistennormales Absatz 3 und 4
wird wie folgt abgeändert:

„Der Genuß der Monatsbezüge der Kanzlisten beginnt mit dem 1. Tage
des auf den Ablauf der Beförderung , beziehungsweise Vorrückungsfrist folgenden
Monates ; der Genuß des Mietzinsbcitrages mit dem 1. Tage des dem Äblaufe
der Beförderungs -, beziehungsweise Borrückungsfrist folgenden Zinsquartales.

III . Die im Z 3 des Diurnisten - und Kanzlistennormales vcrgeschriebene
Aufnahmsprüfung hat sich auch auf Maschinschreiben und Stenographie zu
erstrecken.

IV . Die Bestimmungen über die Erhöhung der Bezüge haben rückwirkend
mit 1. Mai 1911 in Kraft zu treten.

Die Anweisung der neuen Bezüge erfolgt von amtswegen.

2 «.

Regulierung des geodätischen Hilfsstatus des Stadt¬
bauamtes.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 3. Jänner
1912 , M . D . 1537 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 1) :

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 21 . Dezember 1911 zur
Zahl 18l93 folgende Beschlüsse gefaßt:

I . Im geodätischen Hilfsstatus werden folgende Stellen systemisiert:
1 Stelle in der VlI . Rangklasse — Ober -Geometer I . Klasse,
2 Stellen in der VIII . Rangklaffe — Ober -Geometer II . Klasse,
4 Stellen in der IX . Rangklasse — Ober -Geometer III . Klaffe,
2 Stellen in der X . Rangklasse — Geometer.
2 Stellen in der XI . Rangklasse — Geometer -Assistent.
Die diesbezüglichen Bestimmungen des Gemeinderats -Beschluffes vom

25 . Juni 1907 , Z . 6321 , treten außer Kraft.
Diese Neusystemisierung hat im vollen Umfange erst mit 1. Mai 1916

Platzzugreisen.
Äb 1. Mai 1911 wird die Verteilung der Stellen in den einzelnen

Rangklassen wie folgt festgesetzt:
2 Stellen in der VIII . Rangklaffe,
5 Stellen in der IX . Rangklasse,
2 Stellen in der X . Rangklaffe,
2 Stellen in der XI . Rangklasse.
II . Im Hinblicke auf die bei diesem Anlasse erfolgte Vermehrung der

Stellen um 3 haben cbensoviele auf Grund des Gemeinderats -Beschluffes vom
8 . Februar 1910 , Pr . Z . 4868 , in Verwendung stehende Aushilfstechniker in
Wegfall zu kommen.

IN . Von der allgemeinen Bedingung , daß die auf Grund des Ge-
meinderats -Beschlusses vom 25 . Juni 1907 , Z . 6321 , aufzunehmenden
Aspiranten des geodätischen Hilssstatus erst nach mindestens sechsmonatlicher,
vollständig befriedigender Probepraxis als Praktikanten beeidet werden dürfen,
kann in jenen Fällen Umgang genommen werden , in welchen der Betreffende
eine mehr als einjährige , vollkommen zufriedenstellende , provisorische Dienstzeit
bei der Gemeinde aufweist.

SI.
Pensionsbeitrag der städtische » Beamten.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom
4 . Jänner 1912 , M . D . 32 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 6) :

Nach dem Beschlüsse des Wiener Gemeinderates vom 20 . Dezember 1911,
Pr . Z . 18744 , haben die aktiven Beamten für Zwecke der Witwenpensionen
und Erziehungsbeiträge einen fortlaufenden Jahresbeitrag zu leisten , der für
die Beamten der obersten drei Rangklassen mit IX des Aktivitätsgehaltes
und Quartiergeldes , für die übrigen Beamten mit VeX dieser Bezüge be¬
messen wird , jedoch vom Gemeinderate ebenfalls auf IX erhöht werden kann.

Dieser Beitrag wird zu den Zinsquartalen für je ein Vierteljahr in Ab¬
zug gebracht . Dieser Beschluß ist mit 1. Jänner 1912 in Wirksamkeit
getreten.

In Durchführung desselben treffe ich die nachfolgenden Bestimmungen:
1. Der Pensionsbeitrag ist zu jedem Quartiergeldtermin für das

kommende Quartal vom Quartiergelde , beziehungsweise von der Quartiergeld¬
quote in Abzug zu bringen . Im Februartermine 1912 hat der Abzug auch noch
für den Monat Jänner zu erfolgen.

2 . Der Pensionsbeitrag ist von dem normalmäßigen Bezüge der Rang¬
klasse, das ist vom Gehalte  einschließlich der angefallenen Dienstalters-
zulagcn , jedoch ausschließlich anderweitiger Zulagen , und vom Quartier¬
gelde — beziehungsweise für die IV . Rangklaffe von der Funktionszulage
zu bemessen.
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den Fällen , in denen anstatt des Quartiergeldes ein Naturalquartier
und eine Quartiergeldquote gewährt wird , ist der Pensionsbeitrag von dem
Gehalte und dem ganzen  rangklassenmäßigen Quarttergelde zu bemessen.

3 . Der Pensionsbeitrag ist nur von den Bezügen der aktiven Beamten,
aber nicht von Adjuten zu bemessen.

4 Im Falle des Neueintrittes eines Beamten in die Beitragspflicht ist
der Beitrag von dem Ansallstage des beitragspflichtigen Bezuges an zu be¬
messen und abzuziehen.

5 Im Falle des Übertrittes eines Beamten in einen höheren oder mit
einem anderen Perzentsatze beitragspflichtigen Bezug ist der Beitrag vom An¬
sallstage des neuen Bezuges an zu bemessen und abzuziehen , jedoch unter Em-
rechnung des bereits von den bisherigen Bezügen für das laufende Viertehahr
vorgenommenen Abzuges.

6 . Im Falle des Ausscheidens eines Beamten aus dem aktiven Dienste
während eines Vierteljahres findet eine Rückzahlung des für dieses Vierteljahr
gemachten Abzuges nicht statt.

5lMrat:

ss.

Mitwirkung der Magistrats -Abteilung 'X.X .I bei Ver¬
öffentlichung von Druckschriften der Gemeinde Wien.

Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 9. De¬
zember 1911 , M . Abt . XXI , 382/11 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 90 ) :

Auf Grund des Stadtrats -Beschlusses vom 11 . Jänner 1894 obliegt der
Magistrats -Abteilung XXI für Statistik u . a . die Evidenzhaltung und Ver-
rechnung über alle in Kommissionsverlag gegebenen Druckschriften der Ge¬
meinde Wien.

Anläßlich der Übertragung des Kommissionsverlages der Gemeinde Wien
an die Firma Gerlach und Wiedling  wurden die diesbezüglichen Ver¬
einbarungen und Bestimmungen den städtischen Ämtern in Erinnerung gebracht
und es wurde als zweckmäßig bezeichnet , vor Drucklegung eines zum Kom¬
missionsverlage geeigneten Werkes mit der Magistrats -Abteilung XXI das Ein¬
vernehmen zu pflegen.

Dessenungeachtet ereignete es sich wiederholt , daß die Magistrats-
Abteilung XXI erst bei Prüfung der von der genannten Firma vorgelegten
Verlagsabrechnung von der Übergabe städtischer Publikationen an den Kom¬
missionsverlag Kenntnis erhielt und daß das betreffende Amt einen Nachweis
Uber die Zahl der in Kommission gegebenen Exemplare nicht beibringen
konnte.

Da der Magistrats -Abteilung XXI unter diesen Umständen eine genaue
Evidenzhaliung der im Kommissionsverlag erscheinenden Druckschriften der
Gemeinde Wien unmöglich gemacht wird , weife ich die städtischen Ämter unter
Hinweis auf die Normalienblätter Nr . 21 ex 1902 , 125 ex 1803 und 43
ex 1906 neuerlich an , vor Drucklegung der zum buchhändlerischen Vertriebe
geeigneten Veröffentlichungen der Gemeinde Wien sich mit der Magistrats-
Abteilung XXI ins Einvernehmen zu setzen und ihr , auch bei periodischen
Publikation en (Verzeichnis der Sanitätspersonen Wiens u . s. w .), mittels Zu¬
schrift den Titel , den Ladenpreis und die Zahl der der Firma Gerlach L
Wiedling  gebunden oder broschiert übergebenen Exemplare rechtzeitig
bekannlzugeben.

Bei diesem Anlasse bringe ich den städtischen Ämtern auch in Erinnerung,
daß von jeder durch die Geiueinde Wien herausgegebenen Druckschrift ein
Exemplar an die Bibliothek der Magistrats -Abteilung XXI abzugeben ist,
sofern diese Druckschrift für die Magistrats -Abteilung XXI (zum Beispiel für
den Verwaltungsbericht ) von Interesse erscheint.

Magistrat:

s».
Unmittelbare Entrichtung der Dienstverleihnngs-

gebühren.

Erlaß des Herrn Bürgermeisters Dr . Josef Neumayer
vom 11 . Jänner 1912 , M . D . 4473 ex 1911 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 7 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 7
sx 1912 ) :

Das k. k. Finanz -Ministerium hat mit dem Erlasse vom 11. November
1911 , Zahl 55516 , intimiert mit dem Erlasse des k. k. Zentral -Tax - und Ge¬

bührenbemessungsamtes vom 2. Dezember 1911 ^ g82l/11 ' ^ Gemeinde
Wien die Begünstigung der unmittelbaren Gebührenentrichtung von den Dienst¬
verleihungen , betreffend Angestellte des Wiener Magistrates und städtische Lehr¬
personen in Gemäßheit des Z 28 , lit . b , des Gebührengesetzes zugestanden.

Zur Erzielung eines einheitlichen Vorganges bei der Bemessung , Ver¬
rechnung und Abfuhr der Stempelgebühren wird Nachstehendes angeordnet:

1 . Alle Dienststücke, mit denen eine Vergebührung von Bezügen städtischer
Angestellten und Lehrpersonen verbunden ist, sind der städtischen Hauptkassa
(Zentrale)  zu übermitteln.

2 . Dieselbe hat die Gebührenbemessung vorzunehmen , diese auf dem Ge¬
schäftsstücke ersichtlich zu machen und in das Liquidationsbuch und das „Ge¬
bührenverzeichnis " einzutragen.

Die vollzogene Eintragung in das Gebührenverzeichnis ist auf dem
Geschäftsstücke mittels Stampiglienaufdruckes ersichtlich zu machen und hat zu
lauten : „In das Gebührenverzeichnis eingetragen unter Postnummer . . ." .

3 . Das Gebührenverzeichnis hat folgende Kolonnen zu enthalten:
») Postnummer , d) Geschäftszahl , o) Name und Diensteigenschaft der

gebührenpflichtigen Person , <i) vergebührter Betrag , e) Stempelgebühr und
1) Anmerkung.

4 . Alle innerhalb eines Kalenderjahres  in das Gebührenverzeichnis
eingetragenen Geschäftssälle sind fortlaufend mit Postnummern zu versehen und
ist zu Beginn eines jeden Jahres mit Nummer 1 zu beginnen.

5 . Beinhaltet das Geschäftsstück nur einen einzelnen Fall , so sind bei
Eintragung desselben in das Gebührenverzeichnis alle Kolonnen vorschrifts¬
mäßig auszufüllen ; dagegen sind dann , wenn zwei oder mehr Vergebührungen
unter einer Gcschäftszahl erfolgen , lediglich die Geschäftszahl , die Zahl der
vergebührten Fälle und die Summe der bemessenen Stempelbeträge in das
Gebührenverzeichnis aufzunehmen.

Die Gebührenverzeichnisse sind von der städtischen Hauptkassa für städtische
Angestellte und für Lehrpersonen getrennt zu führen und in doppelter Aus¬
fertigung herzustellen.

6. Die in Abzug gebrachten Stempelbeträge sind bei den Stempeldepostten
in Empfang zu verrechnen.

7 . Nach erfolgter Vergebührung , Eintragung im Liquidationsbnche und
im GcbLhrenverzeichnisse find die Geschäftsstücke unmittelbar der Stadtbuch¬
haltung zu übermitteln.

Die Gebührenverzeichnisse dagegen find von der städtischen Hauptkassa zu
sammeln und vierteljährlich am 2 . Jänner , 1. April , I . Juli und am 1. Ok¬
tober eines jeden Jahres unmittelbar an die Stadtbuchhaltung zu leiten.

8 . Die Stadtbuchhaltung überprüft die vorgenommene Bemessung und
trägt die Stempelbeträge sodann unter der gleichen Postnummer wie die städtische
Hauptkassa in ein Gebührenverzeichnis ein . Dieses Gebührenverzeichnis ist zu
Kontrollzwecken zu führen und hat lediglich die Postnummer , die Geschäftszahl
und die Stempelgebühr zu enthalten.

Die von der städtischen Hanptkassa der Stadtbuchhaltung vierteljährlich
übermittelten Gebührenverzeichnisse sind an der Hand des von der Stadt-
buchhaltnng geführten Verzeichnisses ziffermäßig zu überprüfen , mit dem richtig
gefundenen Betrage zu adjustieren und sodann der Magistrats -Abteilung II
behufs Zahlungsanweisung und Weiterleitung an das k. k. Zentral -Taxamt
zuzumitteln.

9 . Behufs Feststellung der uneinbringlichen Gebühren ist von der städtischen
Hauptkaffe ein Restantenverzeichnis zu führen . Dasselbe hat folgende Kolonnen
zu enthalten:

a) Postnummer , b ) Geschäftszahl , e) Name und Diensteigenschaft der
gebührenpflichtigen Person , ä ) Stempelgebühr , e) geleistete Zahlungen , t ) Rück¬
stand und g) Begründung der Uneinbringlichkeit (nur mit Schlagworten ) .

Dieses Restantenverzeichnis ist am Schluffe eines jeden Jahres der
Stadtbuchhaltung zur Überprüfung zu übermitteln und sodann im Wege des
Magistrates dem k. k. Zentral -Taxamte in Wien zuzumitteln.

10 . Alle Dekrete haben in Hinkunft am Kopfe den Vermerk zu tragen:
„Laut Erlasses des k. k. Finanz -Ministeriums vom 11 . November 1911,
Z . 55516 , wurde die Stempelgebühr von . . . X . . ll unmittelbar entrichtet " .

11 . Alle der Gebührenpflicht unterliegenden Geschäftsstücke sind in Hinkunft
ausnahmslos vorerst der städtischen Hauptkaffa (-Zentrale ) zur Bemessung der zu
entrichtenden Stempelgebühren und Eintragung in das Gebührenverzeichnis,
dann der Stadtbuchhaltung und in weiterer Folge erst der auszahlenden Kassa
zu übermitteln.

Die Anstaltskafsen , welche keine Stempeldepositenjournale führen , sind
verpflichtet , stets vor Ablauf eines jeden Quartales , also längstens bis zum
25 . der Monate März , Juni , September und Dezember jedes Jahres die in
Abzug gebrachten Dekretstempel detailliert der Hauptkaffa (-Zentrale ) zwecks
kassamäßiger Durchführung bekanntzugeben . Desgleichen hahen die städtischen
Unternehmungen , denen Beamte des Magistrates zugewiesen sind, die von
diesen Beamten hereingebrachten Dekretgebührcn zu den obbezeichneten Terminen
der städtischen Hauptkassa detailliert bekanntzugeben und den entfallenden Betrag
dieser Kassa zu überweisen.

12 . Diese Vorschrift hat mit 1. Jänner 1912 in Wirksamkeit zu treten.
13 . Die Abfuhr der in der Zeit vom 1. Juli 1911 bis 31 . Dezember

1911 eingegangencn Stempelbeträge , die im Sinne des eingangs erwähnten
Erlaßes des k. k. Finanz -Ministeriums bereits unmittelbar zu entrichten sind,
wird von der Magistrats -Abteilung II veranlaßt werden.
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24.

Bereinigung der Magistratsabteilnngen VIII
und VIII » zu einer Abteilung.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 24. De¬
zember 1911, M . D . 3366 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 93) :

Der Herr Bürgermeister hat zufolge Entschließung vom 9 . Dezember
1911 , Pr .-Z . 18226 , nachstehende Verfügungen getroffen:

„Die Agenden der Magistratsabteilung VIII a werden mit 1. Jänner
1912 der Magistratsabteilung VIII zugewiesen , so daß die erstere Abteilung
mit diesem Tage zu bestehen aufhört.

Als Vorstand auch der erweiterten Magistratsabteilung VIII bleibt der
Herr Magistratsrat Hanisch  bestellt , während der Herr Ober -Magistratsrat
Dr . Nüchtern  vom 1. Jänner 1912 an bloß mit der Leitung der ihm
unterstellten Geschäftsgruppe 0 (einschließlich der Visitation der sämtlichen
magistratischen , Bezirksämter und der Revision der bezirksämtlichen Vorlagen)
betraut ist. Überdies finde ich mich bestimmt , den Herrn Ober -Magistratsrat
ab 1. Jänner 1912 dem Gemeinderatsausschusse zur Durchführung des Baues
der II . Hochquellenleitung zuzuweisen.

Auch die erweiterte Magistratsabteilung VIII wird bis auf weiteres ihren
Sitz im Hause I ., Doblhoffgaffe 6, haben ; bis zur Möglichkeit der gemeinsamen
Unterbringung beider Teile der erweiterten Magistratsabteilung Vlll in
einem  Gebäude wird unbeschadet der rechtlichen Bereinigung der beiden
Magistratsabteilungen ein Teil der erweiterten Magistratsabteilung VIII in
den Räumen der heutigen Magistratsabteilung VIII a im neuen Rathause
untergebracht sein.

Aus Zweckmäßigkeitsgründen ist ab 1. Jänner 1912 bis auf weiteres
für die nach der Bereinigung einlaufcnden Geschäftsstücke der bisherigen
Magistratsabteilung VIII u ein eigenes Geschäftsprotokoll zu führen , wie diese
Dienststücke auch weiterhin nach dem bisherigen Schema zu indizieren und
abgesondert zu registrieren sind . Für diese Geschäflsstücke ist daher ab I . Jänner
1912 bis auf weiteres die Bezeichnung „ Magistratsabteilung VIII/2 . Hq . L."
zu führen.

Über den Zeitpunkt der Einführung der gemeinsamen Protokollierung,
Indizierung und Registrierung sämtlicher Geschästsstücke der I . und II . Hoch¬
quellenleitung hat der Herr Vorstand der Magistratsabteilung VIII rechtzeitig
an die Magistratsdirektion zu berichten.

Für die gemeinsame Unterbringung beider Teile der neuen Magistrats¬
abteilung VIII ist ehestens Vorsorge zu treffen.

Die Gcschäftseinteilnng für den Magistrat (4. Auflage — 1910 ) ändere
ich hinsichtlich der Aufzählung der Agenden der Magistratsabteilung VIII
(Wasserversorgung ) mit der Rechtswirksamkeit vom 1. Jänner 1912 vorläufig
dahin ab , daß

der 3 . Absatz : „ Rechtsangelegenheiten in und außer Streitsachen , insofern
sic die Kaiser Franz Josef -Hochquellenleitungen , andere städtische Wasser¬
leitungen oder die Wientalwasserleitung betreffen ",

der 7. Absatz : „Städtischer Forstbesitz im Gebiete der Kaiser Franz
Josef -Hochquellenlcitungen , Verwaltung desselben " und

der Punkt 4 des 9 . Absatzes : „Städtischer Forst -Inspektor , Personale
für den städtischen Forstbesitz im Gebiete der Kaiser Franz Josof -Hochquellen-
leitungen"
zu lauten hat . "

SS.

Ändernirg der Geschäftseinteilnng.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 24. De¬

zember 1911, M . D . 4515 (Normalienblatt des Magistrates
iffr. 94) :

Anläßlich der mit 1. Jänner 1912 erfolgenden Vereinigung der Magistrats-
Abteilungen Villa und VIII hat der Herr Bürgermeister mit der Entschließung
vom 16. Dezember 1911 , Pr . Z . 18884 , die nachfolgende Verfügung getroffen:

„Die Agenden wegen Sicherstellung des Zemembedarses der Gemeinde
Wien werden der Magistrats -Abteilung VII zugewiesen.

Das Alinea 8 bei der Aufzählung der Agenden der Magistrats -Abteilung VII
in der Geschäftseinteilung für den Magistrat (4 . Auflage ) hat demnach in Hin¬
kunft zu lauten wie folgtt

Hydraulische Bindemitel , Sicherstellung derselben für den städtischen Bedarf
und die damit im Zusammnhange stehenden Agenden . Städtische Prüfungs-
anstalt ."

Diese Änderung der Geschäftseinteilung tritt mit 1. Jänner 1912 in Kraft.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre
tStl/ISIS publizierten Gesetze und Verordnungen.

Reichsgesehbtatt.
ISIl.

Nr . 220 . Verordnung des Finanzministeriums
und des Handelsministeriums im Einvermehmen mit
dem k. k. Obersten Rechnungshöfe vom 14 . Dezember
1911 , betreffend den Vollzug von Auszahlungen durch die k. k. Postsparkassa
für Rechnung der Finanzlandesbehörde in Prag.

Nr . 230 . Verordnung des Justizministeriums
vom 16 . Dezember 1911 , betreffend die Zuweisung der Orts¬
gemeinde St . Radegund zum Sprengel des Bezirksgerichtes Umgebung Graz
in Steiermark.

Nr . 23t . Kundmachung der Ministerien des
Innern , für Kultus und Unterricht , der Finanzen und
der Justiz vom 18 . Dezember 1911 , betreffend die Ein¬
hebung eines Schulbeitrages von unbeweglichem , in Kram gelegenem Vermögen,
das zu einer außerhalb Krams abgehandelten Verlassenschaft gehört.

Nr . 232 Kaiserliches Patent vom 22 . Dezember
1911 , betreffend die Einberufung der Landtage ' von Niederösterreich , Ober¬
österreich , Kram , Mähren und Ŝchlesien.

Nr . 233 Verordnung des Gesamtministeriums
vom 23 . Dezember 1911 , betreffend einige Änderungen in derEin-
reihung der Orte in das Schema der Aktivitätszulagen der Staatsbeamten.

Nr . 234 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern,
für öffentliche Arbeiten und des Ackerbaues vom
11 . Dezember 1911 , betreffend die Festsetzung von Höchstabmessungen
für nicht mit eigener Triebkraft ausgerüstete Elbeschiffe.

Nr . 235 - Verordnung des Finanzministeriums
vom 21 . Dezember 1911 , womit die Verordnung des Finanz¬
ministeriums vom 8. Oktober 1910 , R .-G .-Bl . Nr . 187 , betreffend die
Modalitäten des Genusses und Bezuges und der die allgemeinen Pensionen be¬
lastenden Ruhe - und Versorgungsgenüsse im Auslande ergänzt wird.

Nr . 236 . Verordnung des Ministeriums des
Innern vom 22 . Dezember 1911 , betreffend die Zuweisung der
Ortsgemeinde St . Radegund zum Sprengel der Bezirkshauptmannschaft Graz
in Steiermark.

Nr . 237 . Gesetz vom 26 . Dezember 1911 , womit zu
dem Gesetze vom 21 . Juni 1884 , R .-G .-Bl . Nr . 115 , abändernde und er¬
gänzende Bestimmungen über die Beschäftigung von Kindern , Frauen und
Mädchen beim Bergbau erlassen werden.

Nr . 238 . Kundmachung des Gesamtministeriums
Vom 23 . Dezember 1911 , über den Beschluß des Reichsrates
bezüglich der kaiserlichen Verordnung vom 31 . März 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 60,
betreffend die Forterhebung der Steuern und Abgaben , sowie die Bestreitung
des Staatsaufwandes in der Zeit vom 1. April bis 31 . Dezember 1911.

Nr . 230 . Gesetz vom 25 . Dezember 1911 , betreffend
die Forterhebung der Steuern und Abgaben , sowie die Bestreitung des Staats¬
aufwandes in der Zeit vom I . Jänner bis 30 . Juni 1912 , dann die Ver¬
fassung des Zmtral -Rechnungsabschlusses über den Staatshaushalt der im
Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder für das Jahr 1911.

Nr . 240 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 28 . Dezember 1911 , betreffend die Zuweisung von Alkohol¬
kontingentanteilen für die Betriebsperiode 1911/12 an die in den Jahren 1904
bis einschließlich 1910 neuerrichteten landwirtschaftlichen Brennereien.

Nr . 24t. Kundmachung des Finanzministeriums
vom 26 . Dezember 1911 , betreffend die Ausfertigung von Namen-
Obligationen der Rentenschuld mit der Anschrift „Österreichisch -ungarische Bank,
Depositenabteilung der Hauptanstalt Wien als Verwahrungs - und Ver¬
waltungsstelle namens der Eigentümer der bankmäßigen (beziehungsweise
gerichtsmäßigen ) Depots dieser Schuldgattung " .

Nr . 242 . Gesetz vom 28 . Dezember 1911 , betreffend
Steuerbegünstigungen für Neubauten , Zubauten , Aufbauten und Umbauten im
allgemeinen und für Kleinwohnungsbauten insbesondere.

i
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Nr . 243 . Gesetz vom 28 . Dezember 1911 , über
Steuer - und Gebührenbegünstigungen für gemeinnützige Bauvereinigungen.

Nr . 244 . Gesetz vom 28 . Dezember 1911 , betreffend
die staatliche Förderung der Wohnungsfürsorge.

Nr . 245 . Gesetz vom 28 . Dezember 1911 , überdie
Ergänzung des Gesetzes vom 12 . Mai 1873 , R .-G .-Bl . Nr . 94 , in Betreff der
Geschäftsordnung des Reichsrates.

Nr . 246 . Gesetz vom 28 . Dezember 1911 , betreffend
Übergangsbestimmungen hinsichtlich der Entrichtung der Fleischsteuer in den auf
Grund der Bewilligung des n .-ö. Landes -Ausschusses vom 23 . September 1911
zu einer neuen Ortsgemeinde mit dem Namen Baden zu vereinigenden Ge¬
meinden Baden und Weikersdorf.

Nr 247 . Gesetz vom 28 . Dezember 1911 , womit die
Wirksamkeit des Gesetzes vom 3. Juni 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 62 , über die
Verwendung von Teilen der Gebarungsüberschüsse der gemeinschaftlichen
Waisenkassen bis 31 . Dezember 1912 ausgedehnt wird.

Nr . 248 . Verordnung der Minister der Justiz,
der Finanzen und des Handels im Einvernehmen mit
dem Obersten Rechnungshöfe vom 28 . Dezember 1911,
über die Erfolglassung von zivilgerichtlichen Depositen - und Waisenkassabar¬
schaften , sowie von Wertpapieren durch die Post und die Postsparkassa.

1S12.
Nr . I . Verordnung der Ministerien der Finanzen,

des Handels und des Ackerbaues vom 22 . De¬
zember 1911 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der
Durchführungsvorschrift zum Zolltarifgesetze vom 13 . Februar 1906 , R .-G .-Bl.
Nr . 22 , und der Erläuterungen zum Zolltarife.

Nr . 2 . Verordnung des Finanzministeriums vom
11 . Dezember 1911 , betreffend den Bierwürze-Kontrollmeßapparat
Erhard -Schau.

Nr . 3 . Verordnung des Finanzministeriums vom
11 . Dezember 1911 , wegen Ergänzung der Verwendungsvorschrist
für den Bierwürze -Kontrollmeßapparat Waldek L Wagner.

8 . Landesgesetzbtatt.
1S1I.

Nr . 123 Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
27 . November 1911, Z . XVIb -750/4 , betreffend die der Ge¬
meinde Ladendorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchs¬
auslage von 3 L per Hektoliter vom Tage der Kundmachung bis Ende 1912.

Nr . 124 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
2 . Dezember 1911 , Z . IV b - 866/15 , betreffend die gehörige Kund¬
machung des Gesetzes vom 28 . Oktober 1911 , womit für die k. k. Reichshaupt-
und Residenzstadt Wien eine Dienstordnung für das Hauspersonal (Gesinde¬
ordnung ) erlaffen wird.

Nr . 125 . Gesetz vom 28 . Oktober 1911 , womit sür
die k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien eine Dienstordnung für das
Hauspersonal (Gesindeordnung ) erlassen wird.

Nr . 126 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
15 . Dezember 1911, Z . Ia -3648/4 , mit welcher für den 24. und
31 . Dezember 1911 Ausnahmen von den Bestimmungen der Kundmachung
vom 26 . März 1907 , L.-G .-Bl . Nr . 21 , betreffend die Sonntagsruhe im Ge¬
werbe , festgesetzt werden.

Nr . 127 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
9 . Dezember 1911, Z . Xa -2565/22 , betreffend die Verlautbarung
des von mehreren Gemeinden und Konkurrenzen mit dem n .-ö. Lairdes-
Ausschuffe und der k. k. Staatsverwaltung abgeschlossenen Übereinkommens
wegen Behebung der durch die Elcmentarereignisse in den Monaten April
bis August 1910 verursachten Schäden an den Wasserläusen Niederösterrcichs.

Nr . 128 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen und der Justiz vom 2 . Dezember 1911
zur Durchführung des Gesetzes vom 27 . Juni 1910 , L.-G .- und V .-Bl . für
daS Erzherzogtum Österreich unter der Enns Nr . 142 , betreffend die Regelung
des Vcrlassenschaftsbeitrages zum Wiener allgemeinen Versorgungsfonds.

Nr . 12S . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen und der Justiz vom 2 . Dezember 1911
zur Durchführung des Gesetzes vom 27 . Juni 1910 , L.-G .- und V .-Bl . für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns Nr 143 , betreffend die Abänderung
und Ergänzung des Gesetzes vom 13 . Oktober 1893 , L.- G .- und V .-Bl . Nr . 54,
für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , über die Einhebung eines
Beitrages von Verlassenschaften zum n .-ö. Landesarmenfonds.

Nr . 13V . Gesetz vom 7. Dezember 1911 , wirksam
für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , womit der Z 80 des Gesetzes
vom 25 . Dezember 1904 , L.-G .-Bl . Nr . 99 , betreffend die Regelung der Rechts¬
verhältnisse des Lchrstandes an den öffentlichen Volksschulen , teilweise auf¬
gehoben wird.

Nr . 131 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Dezember 1911, Z . XVI b-1111/2, betreffend die der Gemeinde
Grillenberg erteilte Bewilligung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 132 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Dezember 1911, Z . XVI b-1110/1 , betreffend die der Gemeinde
Gmünd erteilte Bewilligung zur Einhebung von 160 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 1313. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Dezember 1911, Z . XVI b-775/2 , betreffend die der Gemeinde
Vestenötting erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 134 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Dezember 1911, Z . XVI b-548/2 , betreffend die der Gemeinde
Aigen erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
übersteigenden Umlagen für das Jahr 1911.

Nr . 135 Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Dezember 1911, Z . XVI b-547/3, betreffend die der Gemeinde
Leiben erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 136 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Dezember 1911, Z . XVI b-500/3 , betreffend die der Gemeinde
Amaliendorf erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

1V12

Nr . 1 . Gesetz vom 19. Dezember 1911 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Erhöhung von Ruhe-
und Versorgungsgenüssen von Lehrpersonen der öffentlichen Volks - und Bürger¬
schulen und deren Witwen und Waisen.

Nr . 2 . Verordnung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
25 . Dezember 1911 , Z . I a-3643/14 , betreffend den Erwerb-
steucrzuschlag für die niederösterreichische Handels - und Gcwcrbekammcr im
Jahre 1912.

Nr . 3 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
23 . Dezember 1911, Z . XVI b-1109/1, betreffend die der
Gemeinde Bogenneusiedl -Strcifing erteilte Bewilligung zur Einhebung vou
100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.
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